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2 BvM 1 – 5 / 03 und 6/7/8 aus 03
 Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Anlass des Bothe-Hafner-Gutachten vom Januar 2004 sehe ich mich gezwungen folgende Stellungnahme dem Bundesverfassungsgericht zukommen zu lassen:
Auf Seite 44 des Gutachtens wird von einem „pathologischen Randphänomen“
 gesprochen.
Da ich für meinen Teil alles rechtsstaatlich mögliche daran setze, die Erfüllung der nach deutschem Recht begebenen Staatsanleihen Argentiniens durchzusetzen, fühle und sehe ich mich in dieser Passage adressiert.
Unter anderem bin ich einer der Geschäftsführer der ADRIA GmbH
, deren Aufgabe es ist, aus einem Treuhandvermögen anderer stiller Beteiligter deren Rechte aus den unbedienten Anleihen gegenüber Argentinien und der Provinz Buenos Aires gerichtlich durchzusetzen.

Ferner sind mir auf Grund meiner über zweijährigen Außeinandersetzung mit der Argentinien-Problematik viele Einzelschicksale bekannt geworden, in denen ältere Menschen zur Absicherung ihres Lebensabends nicht unbeträchtliche Vermögenswerte in Argentinienanleihen investiert haben. Diese müssten nun in Kauf nehmen (sollten sie den DUBAI-Vorschlag
 Argentiniens akzeptieren) mit etwa 9 % ihrer tatsächlichen Forderung abgespeist zu werden.

Das legitime, rechtstaatlich abgedeckte Ansinnen dieses Personenkreises auf Erfüllung der vertraglichen Vereinbarungen mit Argentinien als krankhaftes Sonderlingsverhalten
 herabzuwürdigen ist in meinen Augen ein Verstoss gegen die unantastbare Menschenwürde. Dieses Verhalten ist eines deutschen Rechts-Professors an einer deutschen Hochschule nicht würdig; es fällt auf den bzw. die Autoren zurück und beschädigt das ganze 56-Seiten Gutachten.
Das die Wortwahl nicht aus Versehen entstanden ist, wird durch einen kurzen E-Mail-Verkehr
 mit Herrn Prof. Dr. Hafner verdeutlicht.

In dem Bothe-Hafner-Gutachten wird mehrfach
 (in mindestens 9 von 219 Fußnoten) auf das über 300-Seiten umfangreiche Werk
  „Michael Bothe / Josef Brink / Christian Kirchner / Albrecht Stockmayer  Rechtsfragen der internationalen Verschuldungskrise
“ Bezug genommen.
Leider, oder verständlicher Weise, wird nicht auf die Seite 272
 dieses Werkes Bezug genommen. So wird doch, wie folgendes wörtliches Zitat belegt, eine Rechtsmeinung zum Staatsnotstand bei Zahlungskrisen dargelegt, die diametral zu dem Gutachten des Jahres 2004 steht:

„….3.2 Soweit staatliche Geldverbindlichkeiten unmittelbar durch völkerrechtlichen Vertrag begründet werden, gelten die Regeln des allgemeinen völkerrechtlichen Vertragsrechts. Der Staat kann sich nicht auf seine innerstaatliche Rechtsordnung zur Rechtfertigung der Nichterfüllung berufen. Wirtschaftliche Schwierigkeiten der Erfüllung von Geldschulden stellen keine von der Leistungspflicht befreiende Unmöglichkeit dar. Eine Berufung auf clausula rebus sic stantibus ist bei den in Rede stehenden langfristigen Schuldverhältnissen in der Regel nicht möglich. Berufung auf Staatsnotstand oder ähnliche Gesichtspunkte einer Unzumutbarkeit der Erfüllung scheitert bei einer krisenhaften Wirtschaftsentwicklung (anders als bei Naturkatastrophen oder militärischem Notstand) an der Schwierigkeit, die Grenzen der Zumutbarkeit einigermaßen klar zu bestimmen. Die Lösung des Problems der Verschuldungskrise kann letztlich nur in der Kooperation zwischen Gläubigerund Schuldnerstaaten gefunden werden, zu der allerdings eine Verpflichtung besteht…..“
Dem ist aus meiner Sicht nichts Weiteres hinzufügen.
Mit freundlichen Grüßen
Rolf Koch
� „….In einem System, in der das Schuldenproblem gesamthaft angegangen wird, in dem Gesamtlösungen zukunftgerichtet entwickelt werden, ist es dem Erfolg des Verfahrens abträglich und für die kooperativen Gläubiger schwer erträglich, wenn einzelne Gläubiger ihre volle Befriedigung finden. Daran hat sich die überwiegende Zahl der Gläubiger in der Praxis auch gehalten, wenn auch z.T. unter Druck oder auf Grund von Anreizen durch staatliche Förderung. Wenn die umschuldenden Gläubigerstaaten im Pariser Club und auch die Gläubigerbanken im Rahmen der Bankenumschuldungen von diesem Prinzip selbstverständlich ausgingen, so muss dennoch auch ein Blick auf die andere Seite, nämlich die Versuche einzelner weniger Gläubiger (hold out creditors) geworfen werden, sich trotz durchgeführter Umschuldungsmaßnahmen außerhalb des Rahmens der Schuldenrestrukturierung möglichst volle Befriedigung zu verschaffen. Es ist dies allerdings ein wohl pathologisches Randphänomen geblieben. Freilich hat das Prinzip, dass solchen hold out creditors kein Rechtsschutz zu gewähren ist, erst langsam und nicht ohne Schwankungen und Widersprüche Einzug in die gerichtliche Praxis gehalten. Da jeder Kredit anders ist, ist auch die rechtliche Verortung des Problems der Behandlung der „Außenseiter", die angesichts der Zahlungsunfähigkeit eines Staates außerhalb kooperativer Verfahren Befriedigung suchten, jeweils unterschiedlich gewesen. Es ist jedoch zur rechtlichen Bewertung des Gesamtphänomens wichtig, diese Entwicklung der Rechtsprechung gesanithafl zu sehen, d. h. nicht nur im Hinblick auf die im vorliegenden Verfahren entscheidungserhebliche Frage des Staatsnotstandes. Diese Rechtsprechung ist jedoch durch Uneinheitlichkeit, Unsicherheiten und auch durch Widersprüche gekennzeichnet…..“





� Näheres unter � HYPERLINK "http://www.adria-gmbh.de" ��www.adria-gmbh.de� 





� Der DUBAI-Vorschlag, präsentiert im September 2003 auf der Tagung von IWF und Weltbank in Dubai, sieht einen Kapitalschnitt von 75%, keine Anerkennung der aufgelaufenen Zinsen (PDI) sowie den Umtausch in neue Anleihen mit extrem langen Laufzeiten und einer unter den Marktkonditionen liegenden laufenden, nominalen Verzinsung vor. Nach übereinstimmenden Analysten-Berechnungen der führenden Banken bedeutet dies einen Gegenwartswert (NPV) von etwa 9 % der ursprünglichen Forderung.





� So sehe ich eine umgangssprachliche „Übersetzung“ des Terminus „pathologisches Randphänomen“.





�  Von: gerhard.hafner@univie.ac.at [mailto:gerhard.hafner@univie.ac.at] 


Gesendet: Montag, 3. Mai 2004 10:39


An: rolfjkoch@web.de


Betreff: AW: "Pathologisches Randphänomen geblieben"





Diese Formulierung ist eine eigenständige des Gutachtens


Gerhard Hafner


-----Ursprüngliche Nachricht-----


Von: rolfjkoch@web.de [mailto:rolfjkoch@web.de] 


Gesendet: Samstag, 01. Mai 2004 19:08


An: gerhard.hafner@univie.ac.at; rolfjkoch@web.de


Betreff: "Pathologisches Randphänomen geblieben"


Die völkerrechtliche Begründung staatlicher Leistungsverweigerungsrechte aus dem Gesichtspunkt des Notstands


Rechtsgutachten


vorgelegt von


Prof. Dr. Michael Bothe Frankfurt/Main


Prof. Dr. Gerhard Hafner Wien


Januar 2004


 


Hallo herr hafner,


ich habe mit interesse ihre arbeit zu argentinien gelesen.


 


Die bezeichnung „Pathologisches Randphänomen geblieben“  für hold-out-creditor irritiert mich etwas.


Stammt diese formulierung/bewertung aus einer zugänglichen quelle ?


 


Über eine antwort freue ich mich schon jetzt.


 


Mit freundlichen Grüßen


 


Rolf koch


Zur eisernen hand 25


64367 mühltal


Tel 06151 14 77 94


Fax 06151 14 53 52





� So unter anderem in den Fußnoten 159 (S 38), 163 +164 + 165 (S 40), 171 + 173 + 174 (S 41), 181 (S 44) und 216 (S 53).





� Das Titelblatt dieses Buches und die Seiten 272/273 sind als Anlage beigefügt.





� Verlag Peter Lang Frankfurt am Main . Berlin . New York . Paris 1988 (Im Juridicum Frankfurt unter III Te 78 ausleihbar) ISBN 3-8204-1133-X 





� Das Werk ist von vier Autoren (Gesamtkonzept der Studie eine Gemeinschaftsarbeit) geschrieben. Laut Vorbemerkung tragen einzelne Autoren die Verantwortung für bestimmte Teile. Für den  Teil V Herr Bothe  (die Zusammenfassung ab Seite 271) .
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